
V
erbraucher sollen künftig besser
vor Kostenfallen im Internet ge-
schützt werden. Das Bundeskabi-

nett beschloss gestern einen vom Justizmi-
nisterium vorgelegten Gesetzentwurf, der
die Abzocke bei unseriösen Geschäftsmo-
dellen im Online-Handel eindämmen soll.
Verbraucher sollen künftig unmissver-
ständlich über die Kosten von Produkten
informiert werden, bevor sie per Maus-
klick einen Vertrag abschließen. Die SPD-
Opposition kritisierte, der Entwurf
komme zu spät. Die Neuregelung betrifft
vor allem scheinbar kostenlose Produkte,
deren zum Teil hohe Preise im Kleinge-
druckten versteckt sind. Künftig soll sicher-
gestellt sein, dass die Verbraucher tatsäch-
lich alle Kosten kennen: Vor Absenden ih-
rer Bestellung sollen sie die Kostenpflicht
durch Knopfdruck bestätigen. Diese soge-
nannte Button-Lösung ist auch in einer
vom Europaparlament im Juni beschlosse-
nen Richtlinie vorgesehen.

Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger (FDP) sagte zu
dem Gesetzentwurf, mehr als fünf Millio-
nen Internetnutzer seien nach Umfragen
bereits in solche Kostenfallen getappt. Es
gebe zahlreiche Beschwerden zu scheinba-
ren Gratisangeboten, bei denen dann doch
eine Rechnung kam. Künftig seien Verbrau-
cher nur dann zur Zahlung verpflichtet,
wenn sie bei der Bestellung ausdrücklich
bestätigen, dass sie die Kostenpflicht ken-
nen. „Der Bestellbutton muss unmissver-
ständlich und gut lesbar auf die Zahlungs-
pflicht hinweisen.“ Der Regierungsentwurf
wird nun über den Bundesrat dem Bundes-
tag zur Beratung zugeleitet.  dpa

Verbraucherschutz Künftig muss
im Internet nur zahlen, wer die
Summe ausdrücklich bestätigt.

„Gratis“ darf
nichts kosten

I
nternetseiten mit einem „Gefällt mir“
-Button des sozialen Netzwerks Face-
book müssen nach Auffassung des Da-

tenschutzbeauftragten in Hannover mit ei-
ner Einwilligungserklärung ausgestattet
werden. „Wir appellieren an Kommunen
und Firmen, solche Buttons von ihren Sei-
ten zu entfernen“, sagte der Sprecher des
Landesbeauftragten Michael Knaps am
Mittwoch. Zulässig seien solche Buttons
nur, wenn Nutzer vor dem Öffnen der Seite
in die Weitergabe von Daten einwilligten.

Damit schließt Knaps sich der Einschät-
zung seines Kollegen aus Schleswig-Hol-
stein an. Nach Ansicht Thilo Weicherts ver-
halten sich alle Website-Betreiber in
Schleswig-Holstein, die Facebook-Fansei-
ten und den „Gefällt mir“-Button von Face-
book verwenden, rechtswidrig. Der Grund:
die Facebook-Dienste geben Verkehrs- und
Inhaltsdaten in die USA weiter, die für eine
Reichweitenanalyse verwendet werden,
die diese Dienste eingebaut haben. Das ver-
stößt nach Ansicht von Weichert gegen das
Telemediengesetz, das Bundesdatenschutz-
gesetz und das schleswig-holsteinische
Landesdatenschutzgesetz.

Weichert untermauert seine Rechtsauf-
fassung mit einer ausführlichen techni-
schen Analyse, wie Nutzer durch Facebook
im Netz verfolgt („getrackt“) werden kön-
nen. Wenn Website-Betreiber den „Gefällt
mir“-Knopf in ihre Seiten einbauen, setzt
dieser Cookies auf die Rechner der Besu-

cher. Melden sich die Besucher bei Face-
book an, weiß Facebook außerdem nament-
lich, wer welche Seiten besucht hat.

Die Nutzer werden laut Weichert darü-
ber nicht hinreichend informiert. Die For-
mulierungen der Nutzungsbedingungen
und Datenschutzrichtlinien genügten den
Anforderungen nicht. Weichert rät Nut-
zern, Facebook zu meiden, „wenn sie eine
umfassende Profilbildung durch das Unter-
nehmen vermeiden wollen“.

Weichert will nicht Facebook direkt haft-
bar machen, sondern hält sich an die Web-
site-Betreiber in seinem Zuständigkeitsbe-
reich. Wenn diese nicht bis Ende Septem-
ber die Facebook-Dienste auf ihren Seiten
deaktivieren, droht ihnen ein Bußgeld von
bis zu 50 000 Euro. Facebook hingegen ist
der Ansicht, dass es sich „vollständig“ an
die europäischen Datenschutzbestimmun-
gen hält. Facebook lösche die technischen
Daten innerhalb von 90 Tagen. Die Nutzer
hätten volle Kontrolle über ihre Daten.

Die Reaktionen auf die Entscheidung
der schleswig-holsteinischen Landesdaten-
schutzbehörde gehen weit auseinander.
Markus Beckedahl von der Lobbyorganisa-
tion Digitale Gesellschaft sieht ein „Versa-
gen der Politik“, da das Datenschutzrecht
auf internationaler Ebene nicht wirklich
durchgesetzt werden könne. Rechtsanwalt
Niko Härting bezeichnete in einem Beitrag
für die Zeitschrift „Computer & Recht“
(CR) die Vorgehensweise des Landesdaten-

schützers hingegen als verfassungswidrig.
So sei die Aufforderung an Unternehmen,
Fanseiten bei Facebook zu löschen, ein Ein-
griff in die Berufsfreiheit. Weichert kün-
digte an, dass dies nur der Anfang einer
weitergehenden datenschutzrechtlichen
Analyse von Facebook-Anwendungen sei.
Ob die anderen Landesdatenschützer sei-

ner Auffassung folgen, soll Mitte Septem-
ber geklärt werden. Der Bundesdaten-
schutzbeauftragte Peter Schaar begrüßt
den schleswig-holsteinischen Vorstoß und
prüft die Angelegenheit zurzeit mit Blick
auf seinen Zuständigkeitsbereich.
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D
ie Klimaänderung traf die hochent-
wickelte Gesellschaft an ihrem
empfindlichsten Punkt: Schon seit

vielen Jahrzehnten regnete es immer weni-
ger, und das Wasser in den riesigen Reser-
voirs reichte gerade noch, die Felder zu be-
wässern. Die wirtschaftliche Lage war kri-
tisch und die Stimmung vieler Menschen
ohnehin gereizt, als die Dürre dreimal
gleich etliche Jahre anhielt. Es kam zu inne-
ren Unruhen, und die regionale Groß-
macht ging unter.

Mit diesem Ereignis vor rund 1100 Jah-
ren hat Gerald Haug von der Eidgenös-
sisch-Technischen Hochschule in Zürich
sich bereits 2003 beschäftigt. Durch eine
Analyse des Meeresbodens der Karibik
konnte er zwingende Indizien vorlegen,
dass der Klimawandel und zunehmende
Trockenheit der sprichwörtliche Tropfen
war, der das Fass zum Überlaufen brachte:
Am Ende brach die Hochkultur der Maya
in Mittelamerika zusammen.

Seitdem fragen Forscher, ob der vom
Menschen ausgelöste Klimawandel der
heutigen Zeit ebenfalls die gesellschaftli-
che Stabilität bedrohen könnte. Solomon
Hsiang und seine Kollegen von der Colum-
bia-Universität in New York legen in der
Ausgabe der Zeitschrift „Nature“ von
heute einen weiteren Hinweis vor, der die-
sen Verdacht bestärkt.

Die Studie von Gerald Haug, der damals
noch am Geoforschungszentrum GFZ in
Potsdam arbeitete, hatte nämlich ein erheb-
liches Manko: sie zeigte zwar klar, dass drei
extreme Dürreperioden um die Jahre 810,
860 und 910 nach Christus einiges mit dem
Untergang der Mayahochkultur zwischen
den heutigen Staaten Guatemala und Me-
xiko zu tun hatten. Das sagt aber noch sehr
wenig darüber, ob der Klimawandel auch
die modernen Gesellschaften gefährdet.

Um das zu beurteilen, untersuchten die
Forscher die Folgen der Klima-Anomalie
El Niño, die im Abstand von drei bis sieben

Jahren an der südamerikanischen Pazifik-
küste auftritt. Dort steigen dann die Tempe-
raturen des Oberflächenwassers im Meer
und der Luft; statt Trockenheit gibt es in
der Küstenwüste starke Regenfälle. Aller-
dings gibt es dort auch Jahre mit auffällig
niedrigen Temperaturen im Wasser und in
der Luft. In solchen La-Niña-Perioden keh-
ren sich die Verhältnisse um, und die
Wüste ist noch trockener als ohnehin. Da
Wetter und Klima auf der Erde über rie-
sige, oft Tausende von Kilometern große
Schleifen miteinander verknüpft sind, be-
einflussen El Niño und La Niña auch das
Wetter in weit entfernten Regionen.

Die Forscher von der Columbia-Univer-
sität in New York haben in ihrer Studie nun
die El-Niño- und La-Niña-Perioden zwi-
schen 1950 und 2004 miteinander vergli-
chen, in denen es gesellschaftliche Unru-
hen mit mehr als 25 Toten gab. Dabei ka-
men 234 Konflikte in 175 Ländern zusam-
men. In einem von El Niño und La Niña
beeinflussten Land lag die Wahrscheinlich-

keit für den Beginn solcher inneren Unru-
hen in einer La-Niña-Periode demnach bei
drei Prozent. In einem El-Niño-Jahr ver-
doppelte sie sich dagegen auf sechs Pro-
zent. Das ist statistisch signifikant, meint
auch Andrew Solow von der Woods Hole
Oceanographic Institution im US-Bundes-
staat Massachusetts, der die Studie in „Na-
ture“ kommentiert. In nicht von der Ano-
malie beeinflussten Ländern bleibt die
Wahrscheinlichkeit für den Ausbruch inne-
ren Unruhen bei zwei Prozent.

„Allerdings gibt es keinen simplen, direk-
ten Zusammenhang zwischen Klimaände-
rungen und inneren Unruhen“, sagt Mi-
chael Link von der Forschungsgruppe Kli-
mawandel und Sicherheit der Universität
Hamburg. Auch die Autoren der Studie be-
schreiben indirekte Zusammenhänge: fehl-
ten die Niederschläge, könne es zu Missern-
ten kommen. Gebe es ohnehin Spannun-
gen in der Gesellschaft, weil die Unter-
schiede zwischen Armen und Reichen sehr
groß sind, verstärke der Ernteausfall diese

Unterschiede. „Ein reiches Land wie Aust-
ralien kann dann den Betroffenen effektiv
unter die Arme greifen“, erklärt Link.

In armen Ländern wie Peru dagegen
kann der Staat sich kaum Hilfe leisten. Als
dort 1982 ein starker El Niño die Ernte im
Hochland weitgehend vernichtete, brach
aufgrund der ohnehin vorhandenen Span-
nungen ein Bürgerkrieg aus. Ähnliches pas-
sierte 1972 in El Salvador und auf den Phi-
lippinen, 1991 in Angola oder 1997 im
Kongo und in Ruanda. „Dabei kann die
Klima-Anomalie der Tropfen gewesen
sein, der das Fass zum Überlaufen brach-
te“, erklärt Michael Link.

SüdhalbkugelWenn vor der Küste Perus in der
Weihnachtszeit das normalerweise kühleWas-
ser an der Oberfläche des Pazifik wärmer wird,
dabei die Nahrungsgrundlagen imMeer durch-
einanderwirbelt und den Fischfang zusammen-
brechen lässt, bezeichnen Klimaforscher
dieses Ereignis nach dem spanischenWort für
Christkindmit El Niño. Diese Klima-Anomalie
tritt ungefähr alle drei bis sieben Jahre auf und
lässt in der sonst extrem trockenen Küsten-
wüste Perus und imNorden Chiles zum Teil
kräftige Niederschläge fallen. Da sich die Luft
in Form riesigerWalzen über weite Teile des
Globus bewegt, beeinflusst ein solcher El Niño
auchweit entfernte Regionen in den tropischen
Regionen derWelt südlich des Äquators.

NordhalbkugelDaweitere Zirkulationen nörd-
lich des Äquators ebenfalls mit den Luftwalzen
im Süden zusammenhängen, beeinflusst die
Anomalie vor der peruanischen Küste auch das
Wetter im Golf vonMexiko oder vor der Küste
Kaliforniens. „Ein Einfluss bis nachMitteleu-
ropa und auf den Nordatlantik aber ließ sich
bisher nicht nachweisen“, erklärtMojib Latif
vom Leibniz-Institut fürMeereswissenschaften
in Kiel, der seit Jahrzehnten die Grundlagen
der Klima-Anomalie El Niño erforscht. rhk

AusblendenNutzer können
Facebook-Dienste auf verschie-
denenWegen blockieren.
Für den Browser Firefox gibt es
beispielsweise das Addon
„Adblock Plus“, mit dem sich
der „Gefällt mir“-Schalter blo-

ckieren lässt. Für den Browser
Chrome gibt es die Erweite-
rung „Facebook Disconnect“.

Auswählen Facebook kündigt
für die nächsten Tage Änderun-
gen der Einstellungen zur Pri-

vatsphäre an. Viele Optionen
soll man künftig direkt auf den
Seiten statt in einem eigenen
Bereich wählen können. Außer-
demwerdeman auch nachträg-
lich ändern können, wer einen
Eintrag sehen kann. shd/dpa

Nutzerbeobachtung Website-Betreiber sollen den „Gefällt mir“-Schalter
des Netzwerks deaktivieren. Von Christiane Schulzki-Haddouti
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Bürgerkriege Am Beispiel der El-Niño-Schwankung im Südpazifik zeigen Forscher, dass plötzliche Dürre- oder Regenzeiten ein soziales
Pulverfass zum Explodieren bringen können. Besonders in armen Ländern wird die gesellschaftliche Lage brisant. Von Roland Knauer

Datenschützer gehen gegen Facebook-Button vor

DAS KLIMAPHÄNOMEN EL NIÑO

Kontakt

Bei einer neuen schweren Panne in der rus-
sischen Raumfahrt ist ein unbemannter
Versorgungstransporter für die Internatio-
nale Raumstation ISS abgestürzt. Kurz
nach dem Start des Raumschiffs vom Typ
Progress M 12-M seien Probleme mit der
Zündung der dritten Raketenstufe aufge-
treten. Das teilte die Raumfahrtbehörde
Roskosmos nach Angaben der Agentur In-
terfax gestern mit. Es sei niemand verletzt
worden, auch Schäden am Boden habe es
nicht gegeben.

Demnach kam es zu einer Störung der
Motorenanlage, die sich wegen der Havarie
abschaltete. Der Frachter sei im Osten
Russlands abgestürzt. Es war der erste Fehl-
start einer Progress seit 1978. Der Trans-
porter mit etwa 2,6 Tonnen Nachschub für
die ISS-Besatzung war am Abend (Orts-
zeit) vom Weltraumbahnhof Baikonur
pünktlich gestartet. „Es gab einen Notfall“,
teilte Roskosmos kurz darauf mit. „Spezia-
listen untersuchen die Ursache“, hieß es.
Künftige Starts würden verschoben. Be-
reits am vergangenen Donnerstag war es
zu einer schweren Panne gekommen. Da-
bei war kurz nach dem Start – ebenfalls von
Baikonur – der Kontakt zu einem mit euro-
päischer Hilfe konstruierten millionenteu-
ren Nachrichtensatelliten abgerissen.  dpa

„Opa Langbein“ sah schon vor 305 Millio-
nen Jahren so ähnlich aus wie heute. Ein
internationales Forscherteam hat anhand
zweier Fossilien aus Mittelfrankreich
(Montceau-les-Mines) gezeigt, dass die We-
berknechte von einst den noch heute exis-
tierenden zwei Gruppen ähneln. Die Spin-
nentiere haben sich demnach vor mehr als
300 Millionen Jahren in ihre Hauptgrup-
pen gespalten und sich zum Teil kaum im
Körperbau verändert. Das teilte das Natur-
kundemuseum in Berlin am Dienstag mit.

Mit Aufnahmen aus dem Computerto-
mografen sei es Kollegen vom Imperial-
College in London gelungen, 3-D-Bilder
der Fossilienfunde zu erstellen, erklärte
Spinnentierforscher Jason Dunlop vom Na-
turkundemuseum. Dadurch seien Details
wie Beinspitzen, Krallen oder Mundwerk-
zeuge sehr gut sichtbar geworden.  dpa

Auf ihrer Facebook-Seite kann die Landesregierung den Button nicht entfernen. Foto: dapd
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Wenn das Klima kippt, droht der Aufruhr

Februar 2010: auf den Philippinen hat El Niño die Ernte dieses Bauern vernichtet. Foto: dpa

Der Einfluss von El Niño auf das Klima derWelt: In den rot markierten Ländern wird es für die meistenMenschen während der Klima-Anomalie deutlich wärmer. Abbildung: Nature

FACEBOOK BLOCKIEREN UND EINSCHRÄNKEN

Raumfahrt

Versorgungsschiff
stürzt beim Start ab

Weberknechte

Seit 305Millionen
Jahren unverändert
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